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XII DBW 49(1989) 
Bernd Rudolph * Eigenkapitalanforderungen an die Kredit-institute im Rahmen der internationalen Bankrechtsharmonisierung 
Bankeigenkapital; Bankrechtsharmonisierung; Eigenkapitalsurrogate; Risikobegrenzung; 
Solvabilitätskoeffizient 
Der Beitrag befaßt sich 







re die vom Cooke-Aus-
schuß entwickelte 
zweistufige Eigenkapi-
talnorm. Diese, dem 
Grundsatz I entspre-
chende Norm begrenzt die bilanziellen und 
nicht bilanziellen Ausfallrisiken der Kreditinsti-
tute im Hinblick auf das haftende Bankeigenkapi-
tal und im Hinblick auf das erweiterte Bankei-
genkapital, das auch etliche in der Bundesrepu-
blik Deutschland unübliche Eigenkapitalsurroga-
te umfaßt. Der Beitrag geht der Frage nach, in-
wieweit eine solche zweistufige Norm inhaltlich 
begründet werden kann. 
* Prof. Dr. Bernd Rudolph, Lehrstuhl für Kreditwirtschaft und Finanzierung, Johann Wolfgang Goethe-Universität Frank-furt am Main, Mertonstraße 17-25, 6000 Frankfurt a. M . 11. 
1. Problemstellung 
Die Auseinandersetzung um die Schaffung neuer, inter-national gültiger Normen für die Angemessenheit der haftenden Eigenmittel von Kreditinstituten ist nach dem Bericht des Cooke-Ausschusses [ 1 ] vom Juli 1988 über die 
»Internationale Konvergenz der Eigenkapitalmessung 
und Eigenkapitalanforderungen«\2\ sowie den Vorschlä-gen der EG-Kommission für eine Eigenmittel-Richtlinie [3] und für einen Solvenz- oder Solvabilitätskoeffizienten [4j in ein neues Stadium getreten. Nach langen Jahren, in denen die Harmonisierungsbestrebungen insbesondere auf EG-Ebene nur zäh vorangekommen sind und zum Teil sogar eher rückläufig wirkten [5], müssen sich nun die Banken und Bankaufsichtsbehörden voraussichtlich innerhalb kurzer Zeit mit neuen und z.T. neuartigen aufsichtsrechtlichen Solvenzanforderungen auseinander-setzen. Das aktuelle Stadium der Diskussion läßt es ebenso lohnenswert wie notwendig erscheinen, die vorgeschla-genen Definitionen, Meßverfahren und Normen einer Beurteilung aus dem Blickwinkel bankaufsichtlicher Ziel-setzungen zu unterziehen. Insbesondere sollten die in der Vergangenheit beispielsweise von der Studienkommis-sion »Grundsatzfragen der Kreditwirtschaft« [6], aber auch die in zahlreichen anderen Untersuchungen [7) erar-beiteten Bedingungen für möglichst geschlossene und wirksame bankaufsichtliche Definitionen und Normensy-steme dazu herangezogen werden, die im Zuge politi-scher Kompromißbildung entstandenen internationalen Vorschläge zur Bankrechtsharmonisierung daraufhin zu überprüfen, ob sie den bankaufsichtlichen Zielsetzungen genügen oder weitgehend nur als »Scheinharmonisie-DBW 49(1989)4 483 
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rungsvorschläge« beurteilt werden müssen, die an ihrem eigentlichen Sicherungsziel weitgehend vorbeiführen und statt dessen die Geschäftsentfaltungsmöglichkeiten der Kreditinstitute in den Ländern der Zehnergruppe bzw. der EG neu verteilen. Eine solche Überprüfung der vorgeschlagenen Normen setzt nicht nur eine kurze Dar-stellung der bald das Tagesgeschäft der Kreditinstitute bestimmenden neuen Vorschriften voraus, sondern muß zugleich wesentliche Gemeinsamkeiten mit den gel-tenden Normen sowie typische Neuerungen kennzeich-nen. Im zweiten Abschnitt wird deshalb ein kurzer Über-blick über die jüngste Entwicklung der internationalen Harmonisierungsbestrebungen für bankaufsichtliche Ei-genkapitalnormen gegeben. Der dritte Abschnitt geht von den Anforderungen an aufsichtsrechtliche Meßvorschrif-ten für das Eigenkapital der Kreditinstitute aus und unter-sucht auf dieser Basis die in der Eigenkapital-Empfehlung des Cooke-Ausschusses angeführten möglichen Eigenka-pitalbestandteile. Die vom Cooke-Ausschuß vorgeschla-gene Methode zur Feststellung der gesamten Risikoposi-tion der Kreditinstitute wird im vierten Abschnitt disku-tiert. Der fünfte Abschnitt bezieht sich auf die Zusammen-führung der gemessenen Risikoposition und des Bankei-genkapitals zur Solvenzbedingung für die Kreditinstitute. In allen Abschnitten der Untersuchung wird versucht, eine Grundlage zur Gesamtbeurteilung der neuen Sol-venzanforderungen aus dem Blickwinkel bankaufsichtli-cher Erfordernisse abzuleiten. 
2. Der Cooke-Bericht zur internatio-
nalen Konvergenz bankaufsichtli-
cher Eigenkapitalanforderungen 
2.1. Entwicklungslinien der Harmonisierung 
bankaufsichtlicher Risikobegrenzungsnor-
men 
Im Dezember 1987 legte der Basler Ausschuß für Ban-kenbestimmungen und -Überwachung nach zahlreichen Vorstudien [8J und angeregt durch die britisch-amerikani-schen Vorschläge für gemeinsame Mindesteigenkapital-anforderungen an die Banken in Großbritannien und den USA [9] das Konsultationspapier »Vorschläge zu einer in-ternationalen Konvergenz der Eigenkapitalmessung und Eigenkapitalanforderungen« vor, das mit den nationalen Bankenverbänden in den Ländern der Zehnergruppe bis 
Mitte 1988 diskutiert wurde [10j. Nach Abschluß der Konsultationen, die zu keinen wesentlichen Änderungen im Text der Ausarbeitung geführt haben, ist dann im Juli 1988 die Eigenkapital-Empfehlung des Cooke-Ausschus-ses verabschiedet worden: »Das vorliegende Dokument ist nun eine Erklärung des Ausschusses, der alle Mitglie-der zugestimmt haben. Es legt die Einzelheiten des ver-einbarten Konzepts zur Messung der Eigenkapitalausstat-tung und den zu erreichenden Mindeststandard dar, den die im Ausschuß vertretenen nationalen Aufsichtsbehör-den in ihrem jeweiligen Land zu verwirklichen beabsich-tigen« [1 1]. Die Ausschußempfehlungen haben nicht nur für die Banken in den Ländern der Zehnergruppe Bedeutung, sondern sollen den Aufsichtsbehörden in der ganzen Welt vorgelegt werden, »um die Annahme dieses Konzepts in Ländern außerhalb der Zehnergruppe für die Banken, die bedeutende internationale Geschäfte tätigen, zu för-dern« (12). Die Vorschläge sind darüber hinaus nicht nur für die international tätigen Banken, sondern generell für alle Banken in der EG von Bedeutung, weil sich die weiteren Beratungen der zuständigen EG-Gremien über die Eigenmittelrichtlinie und den Solvabilitätskoeffizien-ten an den Ausschußempfehlungen orientiert haben, so daß die EG-Normen begrifflich und inhaltlich (aber wei-tergehend konkretisiert) den Empfehlungen des Cooke-Ausschusses im Prinzip entsprechen werden[13). Die EG-Richtlinien ihrerseits müssen nach ihrem Inkrafttreten mit einer gewissen Übergangszeit in nationales Recht umgesetzt werden und sind dann für alle Kreditinstitute verbindlich. Da also die Eigenkapital-Empfehlung des Cooke-Aus-schusses ein wichtiges Dokument der Weiterentwicklung internationaler und auch nationaler bankaufsichtlicher Normen darstellt, ist es zweckmäßig, die inhaltliche Beur-teilung der Harmonisierungsvorschläge schwerpunktmä-ßig auf die Empfehlung des Cooke-Ausschusses vom Juli 1988 zu stützen [14|. 
2.2. Grundaufbau und Zielsetzung des vorge-
schlagenen Risikogrundsatzes 
Die Vorschläge des Cooke-Ausschusses zielen auf die eigenkapitalabhängige Begrenzung der bankgeschäftli-chen Kreditrisiken bzw. gleichbedeutend auf eine risiko-abhängige Mindesteigenkapitalausstattung der Kreditin-stitute, wonach die in spezieller Weise gemessenen Kre-ditrisiken der Banken durch eigene haftende Mittel ge-deckt sein müssen. In formaler Schreibweise läßt sich die 484 DBW 49 (1989) 4 
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Eigenkapital-Empfehlung als Restriktion für die Ge-schäftstätigkeit der Kreditinstitute darstellen: 
K r e d i t r i s i k e n der Bank < B a n k e i g e n k a p i t a l 
Technisch umgesetzt wird diese Forderung in die Norm einer »risk-asset ratio«, wonach die wegen des 
Bonitätsrisikos mit differenzierten Risikofaktoren ge-
wichteten Bankaktiva auf das Eigenkapita! der Banken 
begrenzt werden. In das Gewichtungsschema sind auch gewisse Aktivpositionen einbezogen, die keine direkte Verbindung zum Kreditgeschäft und seinen Risiken auf-weisen. Darüber hinaus berücksichtigt das Gewichtungs-schema auch jene Geschäfte der Banken, die sich als nicht bilanzielle oder bedingte Verpflichtungen in Zukunft zu risikobehafteten Bankforderungen entwickeln können. Somit läßt sich die vorgeschlagene Norm auch als: 
(der mit Äquivalenzzif- "Ì 
R i s i k o - ^ J f e r n gewichteten Bank- L E i g e n -a n t e i l j a k t i v a und außerbilan- [ 
( z i e l l e n V e r p f l i c h t u n g e n J - k a p i t a l oder in folgender Schreibweise angeben: 
[ M i t Äquivalenzziffern ^ 1 J gewichtete Bankaktiva L < * E i g e n -Jund außerbilanzielle [ R i s i k o - k a p i t a l 
[ V e r p f l i c h t u n g e n J a n t e i l Die letzte Schreibweise hebt hervor, daß der reziproke Wert des vorgegebenen Risikoanteils (von 4% bzw. von 8%) formal dem im deutschen KWG-Grundsatz I verwen-deten Multiplikator (von 18) entspricht, so daß insoweit die Eigenkapital-Empfehlung in ihrem Aufbau mit dem Grundsatz I übereinstimmt [15]. Die Abweichungen im Detail, und das sind die Vorgaben für die Äquivalenzzif-fern, die Meßvorschriften für das Eigenkapital und der Multiplikator, sind allerdings sehr weitgehend. Daher ist auch das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen aufge-fordert worden, die geplante Überarbeitung des Grund-satzes I mit der Eigenkapital-Empfehlung und den Aktivi-täten der EG-Behörden abzustimmen, so daß die Kreditin-stitute nicht gleichzeitig unterschiedliche Eigenkapital-grundsätze befolgen müssen. Die Zielsetzung des im Cooke-Bericht formulierten Vorschlags geht in zwei Richtungen: »Erstens soll das neue Konzept dazu dienen, die Bonität und Stabilität des internationalen Bankensystems zu stärken; zweitens soll das Konzept ausgewogen und möglichst einheitlich in seiner Anwendung auf Banken in verschiedenen Ländern sein, um eine bestehende Quelle von Wettbewerbsver-zerrungen zwischen internationalen Banken zu reduzie-ren«!^] . 
Die Bonitätsstärkung soll insbesondere durch die An-hebung der Eigenkapitalquote der international tätigen Banken erreicht werden [17]. Ob dieses Ziel in die Norm umgesetzt wird oder nicht, wird man insbesondere auch daran zu beurteilen haben, welche Bestandteile das rech-nerische haftende Eigenkapital der Kreditinstitute aufwei-sen darf und ob die vorgegebenen Risikofaktoren den mutmaßlichen Risikogehalt der vorhandenen und beding-ten Kreditpositionen korrekt abbilden. Die Diskussion konzentriert sich derzeit insbesondere auf die Frage der möglichen Aufweichung des in Deutschland üblichen bankaufsichtlichen Eigenkapitalbegriffs durch die vorge-sehene Anerkennung zahlreicher Eigenkapitalsurrogate. Vom Cooke-Ausschuß wird nämlich eine doppelte Min-desteigenkapitalnorm vorgegeben. Danach sollen folgen-de beiden Standards eingehalten werden: 
4 % ( der mit R i s i k o f a k t o r e n "j 
R i s i - J gewichteten Bankaktiva 1 Kern-koan- J und außerbilanziellen I k a p i t a l t e i l \ V e r b i n d l i c h k e i t e n 
8 % ( d e r mit R i s i k o f a k t o r e n Ge-
R i s i - J gewichteten Bankaktiva 1 samt-koan- J und außerbilanziellen i e i g e n -t e i l L V e r b i n d l i c h k e i t e n J k a p i t a l 
Bezogen auf das sog. Kernkapital ter Banken wird der Risikoanteil der mit den vorgegebenen Risikofaktoren gewichteten Bankaktiva und außerbilanziellen Verpflich-tungen auf 4% begrenzt, bezogen auf das (um die Eigen-kapitalsurrogate erweiterte) gesamte Eigenkapital der Banken wird der Risikoanteil mit 8% angesetzt. Nach den Vorstellungen des Cooke-Ausschusses[18] bestehen die haftenden Mittel eines Kreditinstituts also erstens aus dem Kernkapital[\9] (eigentliches oder hartes Eigenkapital), zu dem das eingezahlte Kapital und die offen ausgewiesenen Rücklagen gerechnet werden. Zwei-tens werden darüber hinaus (allerdings nur bis in Höhe des Kernkapitals) Eigenkapitalsurrogate als »ergänzende 
Eigenmittel« (weiches Eigenkapital) anerkannt. Zu diesen die Haftungsbasis der Banken ergänzenden Mitteln wer-den stille Reserven, Neubewertungsrücklagen, allgemei-ne Rückstellungen oder Reserven für Forderungsausfälle, spezielle Finanzierungsinstrumente mit Eigen- und Fremdkapitalcharakter sowie nachrangige Schuldinstru-mente mit Laufzeitbegrenzung gerechnet. Es steht im Ermessen der jeweiligen nationalen Aufsichtsbehörden, welche der genannten Eigenkapitalsurrogate sie bei der Festlegung einer nationalen Eigenkapitalbasis berücksich-tigen will . Unabhängig davon, welche der im folgenden Abschnitt diskutierten Eigenkapitalsurrogate im deutschen Bank-DBW49(1989)4 485 
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aufsichtsrecht anerkannt werden, stellt sich die Frage, ob eine doppelte Eigenkapitalnorm prinzipiell sachgerecht konstruiert sein kann. Sachgerecht ansetzen könnte eine solche Norm beispielsweise an dem Tatbestand, daß die Ausfallrisiken einer Bank im Hinblick auf zwei unter-schiedliche Situationen der Bank abgeschätzt und be-grenzt werden könnten. Einerseits könnte das mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit eintretende Risiko eines Verlustes (Verlustausgleichsfunktion im going concern) und andererseits das mit anderer Wahrscheinlichkeit ein-tretende Risiko einer überschuldungsbedingten Beendi-gung der Geschäftstätigkeit und Liquidation der Bank (Haftungsfunktion im Konkurs) begrenzt werden[20]. Den in zweifacher Weise gemessenen Kreditrisiken könn-ten dann die für die unterschiedlichen Entwicklungen der Bank zur Verfügung stehenden Risikodeckungspotentia-le, nämlich die Mittel (Erträge) zum möglichen Ausgleich laufender Verluste bzw. die Mittel (Liquidationserlöse) zur Verhinderung einer Überschuldung des Kreditinsti-tuts im Liquidationsfall gegenübergestellt werden. Beide Gegenüberstellungen - die Begrenzung der möglichen laufenden Verluste ebenso wie die Begrenzung der mögli-chen Verluste im Zerschlagungsfall der Bank - könnten zur Konstruktion unterschiedlicher, auf den jeweiligen Sicherungszweck abgestellter Mindesteigenkapitalnor-men mit unterschiedlichem Eigenkapitalbegriff und un-terschiedlichem Risikomultiplikator herangezogen wer-den (21). Die Klassenbildung des Eigenkapitals wäre dann nicht mit einer »besser-schlechter«- oder »hart-weich«-Qualifikation, sondern mit unterschiedlichen Sicherungs-zielen verbunden [22]. Der Vorschlag des Cooke-Ausschusses stellt auf keine inhaltliche Begründung der doppelten Eigenkapitalnorm ab, begrenzt aber gleichwohl die gemessenen Risiken in zwei Stufen auf das Kernkapital und auf die Hälfte des um die Eigenkapitalsurrogate ergänzten Kernkapitals [23]. Dadurch, daß keine differenzierte Risikomessung vorge-nommen wird und die Eigenkapitalsurrogate nur durch die zumindest gleichhohe Vorschaltung des Kernkapitals wirksam werden, läßt sich das im Cooke-Bericht definier-te harte und weiche Eigenkapital nicht als doppelter Risikopuffer für unterschiedliche Sicherungsziele inter-pretieren. Damit kommt dem Katalog der in der Eigenka-pital-Empfehlung aufgelisteten Eigenkapitalsurrogate ei-ne gewisse Beliebigkeit zu, so daß der Verdacht nicht unbegründet erscheint, bei der Konstruktion der neuen Norm hätten wettbewerbspolitische Motive und der Zwang zur Kompromißbildung gegenüber der Durchset-zung der erklärten Sicherungsziele den Vorrang ge-habt. 
3. Zur Definition des bankaufsicht-
lichen Eigenkapitals 
3.1. Bankeigenkapital erster und zweiter 
Klasse 
Nach der Empfehlung des Cooke-Ausschusses wird man in Zukunft von einem in zwei Klassen gebildeten bankauf-sichtlichen Eigenkapital ausgehen, so daß der bislang in Deutschland zu verzeichnende Trend zu einer Verschär-fung und Vereinheitlichung des Eigenkapitalbegriffs, der beispielsweise in der KWG-Novelle von 1984 deutlich zum Ausdruck kam, durch die Harmonisierungsbestre-bungen auf internationaler Ebene revidiert bzw. modifi-ziert wird. Der in der KWG-Novelle von 1984 neu bestimmte Eigenkapitalbegriff geht davon aus, »daß nur eingezahlte, eigene Mittel, die dem Kreditinstitut dauerhaft zur Verfü-gung stehen und am laufenden Verlust teilnehmen, voll den Anforderungen der Bankaufsicht entsprechen« [24]. Daher wurde der Haftungszuschlag für öffentlich-rechtli-che Kreditinstitute nicht eingeführt und der Haftsum-menzuschlag für die Kreditgenossenschaften zurückge-führt. Die Voraussetzungen für die Anerkennung von Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter als haftendes Ei-genkapital wurden verschärft. Die bis zu einem Anteil von 25% des sonstigen haftenden Eigenkapitals mögliche Anerkennung von Genußrechtskapital wurde ebenfalls an die Erfüllung der (oben genannten) Voraussetzungen für die Anerkennung haftender Eigenmittel der Banken gebunden [25]. Die Auffassung der deutschen Seite, daß nur das Kern-kapital als Eigenkapital anerkannt werden sollte, hat sich weder im Konsultationspapier noch in der Empfehlung ( 1988) durchsetzen können. In der Eigenkapital-Empfeh-lung wird allerdings darauf hingewiesen, daß die deut-schen Vertreter in den kommenden Jahren weiter darauf drängen werden, die Eigenkapitaldefinition im Hinblick auf eine alleinige Anerkennung des Kernkapitals einzu-schränken [26]. Eine Konsequenz der von deutscher Seite vorgebrach-ten Bedenken besteht aber wohl in der vorgenommenen Klassenbildung für das Eigenkapital mit der Vorgabe einer vertikalen Strukturnorm, wonach mindestens die Hälfte des haftenden Eigenkapitals der Kreditinstitute aus Kern-kapital bestehen muß. 
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3.2. Die anrechenbaren Eigenkapitalsurrogate 
3.2.1. Stille Reserven Ms nicht ausgewiesene oder stille Reserven werden quan-tifizierte und von den Bankaufsichtsbehörden anerkannte versteuerte Gewinnteile bezeichnet (in Deutschland die §26a KWG-Reserve). Ist »das Quantifizierungsproblem gelöst, dann unterscheiden sich die stillen Reserven vom Standpunkt der Aufsicht nicht von den offenen Rückla-gen« [27]. Quantifizierte stille Reserven besitzen daher außer der mangelnden Transparenz die Qualität der im Kernkapital anerkannten offenen Rücklagen. Da viele Länder aber stille Reserven nicht kennen oder anerken-nen, sollen sie nicht als Kernkapital, sondern nur als ergänzende Mittel berücksichtigt werden. Gegen diese »Abqualifizierung« könnte man einwen-den, daß eine Begrenzung der (anerkannten) stillen Re-serven aus Zielen außerhalb der Mindesteigenkapitalvor-schrift, beispielsweise aus bilanzrechtlichen Zielen her-aus, durchaus zweckmäßig sein kann [28], daß eine sol-che Begrenzung in diesem Fall aber auch im Bilanzrecht selber aus dessen Zielsetzungen begründet werden sollte. Im Rahmen des dort anerkannten Umfangs sollten dann die stillen Reserven keiner weitergehenden aufsichts-rechtlichen Sonderbehandlung durch Einstufung in eine zweite Klasse des Eigenkapitals mehr bedürfen [29]. 
3.2.2. Neubewertungsrücklagen/Neubewertungs-
reserven Die in der Eigenmittel-Empfehlung als ergänzende Mitte berücksichtigten Neubewertungsrücklagen (aus der Neu-bewertung von Bankaktiva) beziehen sich auf zwei unter-schiedliche buchhalterische Vorgänge. In einigen Län-dern können beispielsweise die Buchwerte von Gebäu-den von Zeit zu Zeit an die veränderten Marktwerte (u. U. betragsmäßig begrenzt) angepaßt werden. Die Anpas-sungsbeträge erscheinen in der Bilanz als Neubewer-tungsrücklagen. Im Ausland wird von dem Instrument der Neubewertungsrücklage durchaus Gebrauch ge-macht [30]. Darüber hinaus ist dort auch die Umwand-lung dieser Rücklage in eine »normale« Rücklage mög-lich, wodurch eine Aufstockung des Kernkapitals erreicht wird. Dagegen ist die Anerkennung der Reserven bei Grundstücken und Gebäuden in Deutschland »bisher nicht zugestanden worden, mit Ausnahme der bei auslän-dischen Töchtern in der Bilanz gebildeten Neubewer-tungsrücklagen« [31]. Bei der Durchführung der Cooke-Empfehlung aner-
kannt worden sind dagegen die bei Dividendenwerten häufig vorhandenen »latenten« Reserven, die daraus re-sultieren, daß die Wertpapiere noch mit ihren histori-schen Anschaffungskosten in der Bilanz erscheinen. Sol-che Reserven können nach Meinung des Ausschusses zu den ergänzenden Eigenmitteln gerechnet werden. Dabei müßte allerdings zur Berücksichtigung der Kursschwan-kungen und der NichtVersteuerung eine besonders vor-sichtige Bewertung gewährleistet sein. Beiden Gesichts-punkten soll durch folgendes Berechnungsschema Rech-nung getragen werden: 
"Latende" Neubewertungsrücklagen für 




./. v o r s i c h t i g e r Abschlag 
von 55 % (für Marktvo-
latilität, Steuern etc.) 
= maximal ansetzbare 
Neubewertungsrücklage 
3.2.3. Allgemeine Rückstellungen oder Reserven 
für Forderungsausfälle Dem Vorschlag des Cooke-Ausschusses gemäß können allgemeine Rückstellungen oder Reserven für künftige, gegenwärtig noch nicht identifizierte Forderungsausfälle, die nicht bestimmten Aktiva zugeordnet sind, als ergän-zendes Kapital angerechnet werden. Diese Reserven müs-sen »zur Abdeckung von in der Folge sich konkretisieren-den Verlusten« [33] frei verfügbar sein und erfüllen dann die Voraussetzungen für eine Einbeziehung in die Eigen-mittel der zweiten Klasse. Als ergänzende Eigenmittel anerkannt werden derzeit die Sammel- bzw. Pauschal-wertberichtigungen sowie die Wertberichtigungen für Länderrisiken. Da der Ausschuß anerkennt, daß in der Praxis Unklar-heiten und länderspezifische Besonderheiten der Bi-lanzierung allgemeiner Rückstellungen sowie unter-schiedliche steuerliche Behandlungen bestehen, wird mit Umsetzungsproblemen gerechnet, die durch bis Ende 1990 ausgearbeitete Vorschläge überwunden werden sol-len. Sofern dabei keine Einigung erzielt wird, soll die Obergrenze für allgemeine Rückstellungen oder Reserven bis auf »höchstens 1,25 oder - ausnahmsweise und vor-übergehend - 2,0 Prozentpunkte der Risikoaktiva inner-halb der sekundären Bestandteile« [34] zurückgenommen werden. DBW 49 (1989) 4 487 
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Identifiziert man die allgemeinen Rückstellungen oder Reserven mit den »Rückstellungen für allgemeine Bankri-siken« nach Art. 38 der Bankbilanzrichtlinie [35], die die Beträge umfassen, »die das Kreditinstitut zur Deckung solcher Risiken einzusetzen beschließt, wenn dies aus Gründen der Vorsicht in Anbetracht der besonderen bankgeschäftlichen Risiken erforderlich ist« (Art. 38, Abs. 1, Satz 2), so läßt sich feststellen, daß diese Beträge das Nettohaftungskapital der Kreditinstitute vergrößern. In-soweit handelt es »sich nicht um eine Rückstellung, son-dern um eine Rücklage« [36]. Daraus folgt, daß auch diese »Rückstellungen für allgemeine Bankrisiken« als ergän-zendes Kapital anrechenbar sein sollten [37]. 
3.2.4. Finanzierungsinstrumente mit Eigen-
und Fremdkapitalcharakter Zu den in der zweiten Klasse anrechenbaren Eigenkapital-surrogaten zählen nicht nur im Zuge der Innenfinanzie-rung gebildete, sondern auch bestimmte, von außen zu-geflossene Finanzierungsmittel. Der Ausschuß unter-scheidet zwischen den sog. hybriden Finanzierungsmit-
teln und den nachrangigen Schuldinstrumenten. Als »hybride« bezeichnet der Cooke-Ausschuß solche Finanzierungsmittel, die sowohl Eigen- als auch Fremdka-pitalcharakter haben. Werden solche Finanzierungsmit-tel, wenn sie große Ähnlichkeit mit dem Eigenkapital aufweisen, auch zum Ausgleich laufender Verluste heran-gezogen, dann können sie den ergänzenden Eigenmit-teln, dem Eigenkapital zweiter Klasse, zugerechnet wer-den. Nach der Auffassung des Ausschusses sollten für die Anerkennung hybrider Finanztitel als ergänzendes Eigen-kapital folgende Voraussetzungen erfüllt sein: - Die Finanzierungsmittel sollten nicht besichert, nach-rangig und vollständig eingezahlt sein. - Der Inhaber sollte ohne Zustimmung der Bankauf-sichtsbehörde keine Rückzahlung verlangen können. - Die Anteile sollten an Verlusten aus dem laufenden Bankgeschäft teilnehmen. - Die Bedienung der Anteile mit ansonsten festen Zins-zahlungen muß zurückgestellt werden können, wenn die Ertragslage der Bank solche Zahlungen nicht zu-läßt. »Kumulative Vorzugsaktien, die diese Merkmale aufwei-sen, würden die Voraussetzungen für eine Hereinnahme in diese Kategorie erfüllen« [38]. Die von der deutschen Bankenaufsicht nach §10 Abs. 5 KWG für Genußscheinkapital verlangten Kriterien 
entsprechen weitgehend den im Bericht des Cooke-Aus-schusses genannten Anforderungen. Allerdings setzen die Anforderungen des KWG nur eine Ursprungslaufzeit von mindestens fünf Jahren und eine Restlaufzeit von minde-stens zwei Jahren voraus, während der Cooke-Bericht prinzipiell »perpetuals« ohne Rückzahlbarkeitsanspruch fordert [39], sofern die Aufsichtsbehörde keine pauschale Vorabzustimmung zu einer Rückzahlbarkeit (innerhalb einer entsprechenden Frist) erteilt hat. In der Bundesre-publik Deutschland werden die derzeit ausstehenden Ge-nußscheine der Kreditinstitute angerechnet. 
3.2.5. Nachrangige Schuldinstrumente 
mit fester Laufzeit Der Cooke-Ausschuß verlangt für eine Anerkennung un-gesicherter, nachrangiger Verbindlichkeiten eine ur-sprüngliche Mindestlaufzeit von über 5 Jahren. »In den letzten 5 Jahren bis zur Fälligkeit kommt ein kumulativer Abschlag (bzw. eine Abschreibung) von 20% pro Jahr zur Anwendung, um dem abnehmenden Wert dieser Instru-mente als dauernde Quelle von Finanzkraft Rechnung zu tragen« [40]. Da bei nachrangigen Finanztiteln i . d. R. keine Teilnahme am laufenden Verlust vereinbart wird, ist die Anrechenbarkeit als Eigenkapitalsurrogat auf 50% des Kernkapitals begrenzt worden. 
Nachrangige V e r b i n d l i c h -
< 0,5 * K e r n k a p i t a l 
k e i t e n mit f e s t e r L a u f z e i t 
Sofern den hier angesprochenen nachrangigen Schuld-instrumenten das Merkmal der Teilnahme am laufenden Verlust der Bank fehlt, erscheint auch eine limitierte Anerkennung nicht geboten zu sein: Nachrangige Ver-bindlichkeiten können, sofern sie nicht am laufenden Verlust teilnehmen, auch keine Basis für die Übernahme bankgeschäftlicher Risiken, die bekanntlich nicht nur im Liquidationsfall relevant werden, darstellen [41]. 
3.3. Abzüge vom Eigenkapital Nach Meinung des Ausschusses sollten die beiden folgen-den Abzüge von der Eigenkapitalbasis vorgenommen werden: 
- E i n i n der B i l a n z a k t i v i e r t e r Goodwill a l s 
i m m a t e r i e l l e r Geschäfts- oder Firmenwert, 
und zwar a l s Abzug vom K e r n k a p i t a l , 
und 
- B e t e i l i g u n g e n an n i c h t k o n s o l i d i e r t e n , 
Bank- und Finanzgeschäfte betreibenden 
T o c h t e r g e s e l l s c h a f t e n , und zwar von der 
gesamten E i g e n k a p i t a l b a s i s 
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Der Goodwill wird wegen seines hohen Realisierungsrisi-kos abgesetzt: »From a prudential perspective, however, the >realizable< value of goodwill is highly uncertain. In theory, goodwill represents the present value of expected future benefits to the buyer-value, not reflected in the acquired firm's quantifiable net assets but expected to accrue to the buyer in the future« [42]. Der Ausschuß spricht sich nicht für einen generellen Abzug sämtlicher Beteiligungen am Kapital anderer Ban-ken (double leveraging) aus, »weil sonst einige bedeuten-de und erwünschte strukturelle Änderungen nationaler Bankensysteme gehemmt werden könnten« [43], über-läßt aber einen solchen Abzug dem Ermessen der nationa-len Aufsichtsbehörden. Üblicherweise wird man von einer Konsolidierung der Bank- und Finanztöchter ausgehen. Wo diese Konsolidie-rung nicht vorgenommen wird, weil beispielsweise die Beteiligungshöhe zu gering ist, sollen die Aufsichtsbehör-den einen Abzug der Beteüigungsposition vom Eigenkapi-tal verlangen, »damit nicht die gleichen Eigenkapitalres-sourcen in verschiedenen Teilen des Konzerns mehrmals verwendet werden« [44]. Unter Gläubigerschutzgesichtspunkten ist die Abset-zung der Beteiligung vom Eigenkapital der Muttergesell-schaft nur dann sinnvoll und erforderlich, wenn die Mut-tergesellschaft rechtlich oder faktisch eine Verpflichtung zur Einlösung der Verbindlichkeiten der Tochter über-nommen hat, wie dies auch der Intention des § 10a KWG über die Eigenkapitalausstattung von Kreditinstitutsgrup-pen entspricht. Besteht eine solche Verpflichtung nicht, so sollte (analog der Berücksichtigung der Beteiligungen im Grundsatz I) die Beteiligung bei den Risiko-aktiva mit der normalen höchsten Risikoquote (von 100%) berück-sichtigt werden. 
4. Risikomessung und Risiko-
gewichtung 
4.1. Zur Messung der bankbetrieblichen 
Kreditrisiken 
Die im Cooke-Bericht vorgeschlagene Eigenkapitalnorm fordert, daß die eigenen Mittel der Banken vorgegebene Prozentsätze der mit bestimmten Risikofaktoren gewich-teten Aktivpositionen der Banken erreichen müssen, wo-bei in diese Aktiva auch bedingte Forderungen der Ban-ken einbezogen werden. 
Die Einstufung der verschiedenen Aktivpositionen er-folgt prinzipiell nach ihrer Zugehörigkeit zu fünf Risikoka-tegorien mit Anrechnungssätzen von 0%, 10%, 20%, 50% und 100%. Die Risikokategorien orientieren sich im we-sentlichen an adressatenbezogenen Kriterien (z.B. For-derungen an Zentralbanken, an Banken, an sonstigen Wirtschaftsunternehmen). Zu diesen Kriterien gehört auch die Berücksichtigung des Transferrisikos. Man fin-det aber auch laufzeitbezogene Klassifikationen (z.B. Forderungen an Banken mit einer Laufzeit von bis zu einem Jahr und solche mit einer Laufzeit von über einem Jahr). Follak (1989), S. 228 bezeichnet die Berücksichti-gung der Laufzeit bei der Risikoeinstufung als »Musterbei-spiel der Inkonsequenz«, wobei er auch auf die gleichzei-tige Berücksichtigung von Ursprungs- und Restlaufzeiten hinweist. Schließlich erfaßt das in der Eigenkapital-Emp-fehlung vorgeschlagene Schema über die Forderungsposi-tionen hinaus die Geschäftseinrichtung, die Grundstücke und Gebäude sowie alle übrigen Bankaktiva. Somit wer-den in der neuen Solvenzbedingung alle Bankaktiva be-rücksichtigt, so daß entgegen der erklärten Zielsetzung des Papiers eher eine risikobezogene »gearing ratio« als eine Kredit- und Transferrisikenrestriktion formuliert wird. 
4.2. Gliederung der Aktiva nach Risikoarten 
Das Gewichtungsschema der Eigenkapital-Empfehlung befaßt sich vornehmlich mit dem Kreditrisiko und einem zusätzlichen Aspekt des Kreditrisikos, dem Transferrisi-ko [45]. Die Diskussion um die im Konsultationspapier noch vorgeschlagenen alternativen Ansätze zur Berück-sichtigung des Transferrisikos, nämlich - erstens eine einfache Unterscheidung zwischen Forde-rungen an inländische Institutionen und Forderungen an das gesamte Ausland oder - zweitens durch Aussonderung einer als besonders kre-ditwürdig geltenden Ländergruppe, hat insbesondere eine Zustimmung zur zweiten Vorge-hensweise gezeigt. Daher hat der Ausschuß eine be-stimmte Ländergruppe für die Abgrenzung der Gewich-tungskoeffizienten bestimmt, und zwar die Vollmitglie-der der OECD und die Länder, die besondere Kreditab-kommen mit dem IWF im Zusammenhang mit dessen Allgemeinen Kreditvereinbarungen abgeschlossen haben. Diese Ländergruppe wird als »die OECD« bezeichnet. Unter Berücksichtigung dieser Überlegungen wird ein Schema der Gewichtungsfaktoren risikobezogener Bank-DBW49(1989)4 489 
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Verraögensposition Risikogewicht i n % 
- B a r m i t t e l 
- Forderungen an Z e n t r a l -
regierungen und Z e n t r a l -
banken der OECD-Länder 
- Forderungen an n i c h t z e n t r a l e 
s t a a t l i c h e S t e l l e n der 
OECD-Länder 4 6* 0, 10, 20, 50 
- Forderungen an m u l t i l a t e r a l e 
Entwicklungsbanken 20 
- Forderungen an Banken 
der OECD-Länder 20 
- Forderungen an Banken außerhalb der OECD 
mit R e s t l a u f z e i t < 1 Jahr 20 
- Forderungen an Zentralregierungen 
außerhalb der OECD 100 
- Längerfristige Forderungen an 
Banken außerhalb der OECD-Länder 100 
- Sonstige Forderungen, insbesondere 
Forderungen an den P r i v a t s e k t o r und Wirt-
schaf t s u n t e r nehmen i n S t a a t s b e s i t z 100 
- Sonstige A k t i v a 100 
Abb. 1: Gewichtungsfaktoren der risikobehafteten Bankaktiva 
aktiva vorgeschlagen, das zusammengefaßt der in Abbil-dung 1 dargestellten Übersicht entspricht. Bei der Umset-zung der Norm zur Durchführung der Eigenkapital-Emp-fehlung in der Bundesrepublik Deutschland hat die Bun-desbank weitergehende Untergliederungen und Spezifi-kationen der Gewichtungssätze vorgenommen. Die Deutsche Bundesbank hatte das Konsultationspa-pier (1987) insbesondere wegen der Gleichbehandlung der kurzfristigen Interbankforderungen gegenüber dem Ausland mit den Forderungen an inländische Banken kritisiert [47]. Außerdem war die differenzierte Handha-bung geschäftlicher Aktivitäten innerhalb oder außerhalb der nationalen Grenzen kritisiert worden. »So würden beispielsweise Schuldtitel der amerikanischen Zentralre-gierung der höchsten Risikoklasse mit 100% unterwor-fen, wenn sie von einem deutschen Kreditinstitut gehal-ten werden, während sie umgekehrt, bei Erwerb durch ein amerikanisches Kreditinstitut in den USA gar mit 0% angesetzt werden. . . Eine Änderung für das Cooke-Pa-pier müßte über die Ausweitung des Begriffs >Inland< erfolgen, da das Cooke-Papier die Zuordnung zu den Risikoklassen durchgehend nach dem Merkmal Inland/ Ausland vornimmt« [48]. Beiden Kritikpunkten ist in der 
endgültigen Fassung der Eigenkapital-Empfehlung ent-sprochen worden. Zur Darstellung des vorgeschlagenen Risikoschemas ist schließlich der Hinweis notwendig, daß Kreditsicherhei-ten und Bürgschaften als das Kreditrisiko teilweise min-dernde Faktoren anerkannt werden, so daß die Risikoge-wichte verschiedener besicherter Forderungspositionen analog zu denen der Sicherungsgeber angesetzt werden. Abbildung 2 faßt diese Gewichtungsfaktoren zusammen. Alle anderen Arten der dinglichen Sicherung (Grund-besitz, kommerzielle Grundpfandrechte, Sicherungsei-gentum, Bürgschaften) werden nicht als risikomindernde Tatbestände berücksichtigt. Die deutsche Seite möchte insbesondere allen durch Grundpfandrechte gesicherten Krediten eine niedrigere Gewichtung beimessen, bei de-nen der Kreditbetrag innerhalb der Beleihungsgrenze von 60% des Wertes des Grundeigentums bleibt, d.h. bei denen es sich um wertbeständige Aktiva handelt, auf deren Grundlage Pfandbriefe emittiert werden dür-fen 149]. 
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Forderungsposition Risikogewicht i n % 
- Durch OECD-Zentralregierungen 
g a r a n t i e r t e K r e d i t e 0 
- Durch s t a a t l i c h e S t e l l e n 
der OECD-Länder g a r a n t i e r t e Kredite 0, 10,20,50 
- Durch m u l t i n a t i o n a l e Entwick-
lungsbanken g a r a n t i e r t e Kredite 20 
- Durch Banken der OECD-Länder 
v e r b r i e f t e K r e d i t e 20 
- Durch sonstige Bankbürgschaften unter-
l e g t e K r e d i t e mit R e s t l a u f z e i t < 1 Jahr 20 
- R e a l k r e d i t e , sofern s i e durch 
bewohnte Wohngrundstücke g e s i c h e r t s i n d 50 
Abb. 2: Gewichtungsfaktoren besicherter Bankaktiva 
4.3. Die Behandlung der nicht bilanzwirk-
samen Geschäfte 
»Der Ausschuß hält es für überaus wichtig, daß das ge-samte nicht bilanzwirksame Geschäft im Konzept für die Eigenkapitalausstattung erfaßt wird« [50]. Das vorgeschla-gene Verfahren beruht darauf, in einem ersten Schritt die nicht bilanzwirksamen Engagements in Positionen äqui-valenten Kreditrisikos zu transformieren, so daß sie dann 
im zweiten Schritt in das oben beschriebene Schema der Risikogewichtung eingestellt werden können[51]. Die Transformation erfolgt in der Weise, daß der Nominalbe-trag des jeweiligen Geschäfts mit einem Kreditumwand-lungsfaktor multipliziert wird. Der hieraus resultierende Betrag wird dann entsprechend der »Natur der Gegenpar-tei« gewichtet. Wie die Abbildung 3 zeigt, werden die verschiedenen Instrumente und Geschäfte in fünf Katego-rien eingeteilt. 
Instrument Kreditumwandlungsfaktor i n % 
Standby-Fazilitäten und K r e d i t l i n i e n 
(mit e i n e r L a u f z e i t b i s zu einem Jahr) 
K u r z f r i s t i g e E v e n t u a l v e r b i n d l i c h k e i t e n 
im Zusammenhang mit Warenlieferungen 
Standby-Fazilitäten und K r e d i t l i n i e n 
(mit e i n e r U r s p r u n g s l a u f z e i t von über 
einem J a h r ) , NIFs und RUFs 
Transaktionsbezogene Eventualver-
b i n d l i c h k e i t e n (Garantien) 
Pensionsgeschäfte und Terminkäufe 
von A k t i v a 
Kreditbürgschaften, Bankakzepte 
und "standby l e t t e r s of c r e d i t " 






Abb. 3: Kreditumwandlungsfaktoren fürnicht bilanzwirksame Geschäfte 
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4.4. Berechnung des Kreditäquivalenzbetrages 
der außerbilanziellen Zins- und Wahrungs-
geschäfte 
Da die Banken bei zins- und währungsbezogenen Positio-nen wie den Swaps, Optionen und Forward Rate Agree-ments nicht das Kreditrisiko für den vollen Nennwert der Kontrakte, sondern nur das Risiko der Kosten für die Wiederherstellung der sich aus dem Kontrakt ergebenden »cash flows« tragen, sofern der Vertragspartner seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, bedarf es hier einer differenzierten Methode zur Bestimmung des Kreditäqui-valenzbetrages [52). Die Eigenkapital-Empfehlung stellt zwei Verfahrensvorschläge vor. Der im Bericht hervorge-hobene Vorschlag geht von den Marktwerten als Wieder-beschaffungskosten, der Alternatiworschlag von den ur-sprünglichen Werten der Positionen aus. Für beide Vor-schläge gilt, daß an Börsen gehandelte Instrumente ausge-nommen werden dürfen, wenn für sie tägliche Deckungs-erfordernisse bestehen [53]. Der Marktwertansatz (»current exposure method« bzw. »marking to market method«) basiert auf dem fol-genden Berechnungsschema: 
Bewertung der Kontrakte zu 
Marktpreisen (marking to market) 
+ Zuschlag zur Berücksichtigung 
des während der R e s t l a u f z e i t 
bestehenden R i s i k o s (add-on) 
Bei der Bemessung der »add-ons« hat sich der Ausschuß auf eine Analyse der Bank of England und der US Federal Regulatory Agencies gestützt, die zu folgendem Vorschlag geführt hat: 
R e s t l a u f z e i t Z i n s k o n t r a k t e 5 4 ) Währungskontrakte 5 5) 
unter 1 Jahr 0 % 1 % 
über 1 Jahr 0,5 % 5 % 
Es soll aber im Ermessen der Aufsichtsbehörden ste-hen, eine einfachere Methode der Risikomessungvovzu-geben (bzw. in die Entscheidung der Kreditinstitute zu stellen), bei der das potentielle Kreditrisiko für jede Kon-traktart aus dem Nominalbetragdurch Anwendung eines laufzeitabhängigen Kreditäquivalenzfaktors abgeleitet und die Risikogewichtung unabhängig davon vorgenom-men wird, welchen tatsächlichen Marktwert der Kon-trakt zum Meldezeitpunkt hat. 
Zur Ermittlung des Kreditäquivalenzbetrages anhand dieser »original exposure method« der Erfassung des ur-sprünglichen Engagements ist von der Bank der entspre-chende Umrechnungsfaktor auf den Nominalwert des Instruments je nach Art und Laufzeit anzuwenden. 
L a u f z e i t Z i n s k o n t r a k t e Währungskontrakte 
Unter 1 Jahr 0,5 % 2 % 
1 Jahr b i s 
unter 2 Jahre 1,0 % 5 % 
Für jedes 
w e i t e r e Jahr 1,0 % 3 % 
Nach Berechnung der Kreditäquivalenzen werden die Positionen in der gleichen Weise wie im Hauptschema nach der »Kategorie der Gegenpartei gewichtet«, so daß also auch hier die niedrigeren Gewichtungen hinsichtlich der Engagements gelten, die bei bonitätsmäßig hochste-henden Schuldnern bzw. bei durch anerkannte Sicherhei-ten und Bürgschaften besicherten Forderungen beste-hen [56]. Die Gegenüberstellung der beiden Verfahrensweisen zeigt, daß man sich der im Bericht angedeuteten Bewer-tung einiger Aufsichtsbehörden der Zehnergruppe nicht verschließen kann, daß die zweite vorgeschlagene Me-thode besser in den Kontext des Gesamtschemas paßt: Die im Cooke-Bericht vorgeschlagene Eigenmittelnorm setzt nicht an einer besonderen Marktwertebilanz der Bank ein, sondern knüpft an die geläufigen handelsbilan-ziellen Zahlen an, die unter Berücksichtigung der Ab-schreibungserfordernisse auf den historischen Nominal-beträgen und Laufzeiten aufbaut. Das spricht dafür, daß -im Ergebnis annähernd gleiche Vorsorgebeträge unter-stellt - aus Gründen der Zahlenkompatibilität eher die zweite einfachere Methode (original exposure method) bevorzugt werden sollte. Die Bundesbank stellt den Ban-ken die Wahl der Methode frei. Gegenläufige Kontrakte wie Terminkäufe und -verkau-fe mit der gleichen Gegenpartei, bei denen im Konkurs eine Aufrechnungslage entstehen würde, weil aufgrund einer Rahmenvereinbarung alle Kontrakte der Vertrags-partner mit gleichem Erfüllungstermin »durch Saldierung zu einem neuen Schuldverhältnis zusammengefaßt« wer-den (Kontrakte mit Novationsklausel, »netting by nova-tion«), dürfen gegeneinander aufgerechnet werden. Da-gegen dürfen die Banken Kontrakte mit sog. Liquidations-klauseln, wenn bei Liquidation einer Partei die gegenseiti-gen offenen Verbindlichkeiten vorzeitig als fällig gestellt und gegeneinander aufgerechnet werden, nicht gegen-492 DBW49(1989)4 
einander aufrechnen, weil die Wirksamkeit solcher Ver-einbarungen bei Insolvenz bislang gerichtlich nicht ge-prüft ist [57]. 
5. Risikobegrenzung und Eigen-
kapitalanforderungen 
Der Ausschuß tritt für ein anzustrebendes Standardver-hältnis des Eigenkapitals zu den risikogewichteten Aktiva und sonstigen Risikopositionen der Bank von 8% ein, wovon mindestens 4% aus dem Kernkapital bestehen sollten [58]. Die Untersuchung der Risikokategorien hat gezeigt, daß der Cooke-Ausschuß mit Ausnahme der nicht kreditbezogenen Risikoaktiva ein in sich geschlosse-nes System zur Abschätzung des adressatenbezogenen Risikopotentials der Kreditinstitute entwickelt hat, das die den Kreditpositionen unabhängig von ihrem Bi-lanzausweis innewohnenden unterschiedlichen Risiken berücksichtigen und zu einer globalen Ziffer für das ge-samte Risikopotential der Bank zusammenfassen kann. Dabei wird man notwendigerweise die Vorgabe pauscha-ler Anrechnungssätze ebenso wie die Zuordnungen ein-zelner Geschäfte zu diesen Anrechnungssätzen aus unter-schiedlichen Gesichtspunkten heraus kritisieren können, ohne daß sich aus einer solchen Kritik ein zwingender Gegenvorschlag ableiten ließe. In Zweifel gezogen werden muß aber trotz der vorgese-henen Begrenzung der ergänzenden Mittel auf den Um-fang des Kernkapitals das Konzept des doppelten Min-desteigenkapitalstandards. Die Untersuchung der ver-schiedenen Eigenkapitalsurrogate hat gezeigt, daß hier implizit unterschiedliche Sicherungsziele angestrebt wer-den, die nicht ohne weiteres zusammengeführt werden können. Eine Zweiklassenbildung des Eigenkapitals könnte beispielsweise dann angezeigt sein, wenn die Eigenkapitalanforderung in eine getrennte Verlustaus-gleichs- und eine Solvenznorm ausdifferenziert wäre. In der vorliegenden Form kann man die weitergehende Norm allenfalls als zusätzlichen (unsystematischen) Risi-kopuffer interpretieren, der daher auch nicht mit zusätzli-chen Anforderungen belastet sein sollte, die für die Kre-ditinstitute mit Wettbewerbsnachteilen verbunden wä-ren [59]. 
Anmerkungen 
[ 1 ] Der Basler Ausschuß für Bankenbestimmungen und -über-DBW49(1989)4 
wachung setzt sich aus Vertretern der Zentralbanken und Bankaufsichtsbehörden der Zehnergruppenländer (Belgien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Kanada, Niederlande, Schweden, Schweiz, USA) und Lu-xemburgs zusammen. [2] Ausschuß für Bankenbestimmungen und -Überwachung (1988): Internationale Konvergenz der Eigenkapitalmes-sung und Eigenkapitalanforderungen, Manuskript (Über-setzung), Basel j u l i 1988 (im folgenden zitiert als »Eigenka-pital-Empfehlung«) (1988). Diesen Ausdruck verwendet die Deutsche Bundesbank in ihrem Bestätigungsschreiben über die Einhaltung der Empfehlung an die Kreditinstitute. Zur Bedeutung und zum Inhalt der Eigenkapital-Empfeh-lung ( 1988) vgl. auch Follak, K. P. ( 1989) und Hillmann, K.-U.(1988). [3] EG-Kommission (1988): Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Eigenmittel von Kreditinstitu-ten, in: Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 32/2 v. 5 .2 . 1988 sowie die Formulierung des gemeinsa-men Standpunktes des Ministerrats v. 12.12. 1988 in Do-kument 10405/88 v. 20.12.1988. [4] EG-Kommission (1988): Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitu-te, in: Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 135/4 v. 2 5 . 5 . 1988. [5] Zu einem frühen konkreten Harmonisierungsvorschlag vgl. Rudolph, B. (1974), S. 34 Iff. [6] Bundesministerium der Finanzen (1979): Bericht der Stu-dienkommission »Grundsatzfragen der Kreditwirtschaft«, Bonn 1979. [7] Vgl. u. a. Professoren-Arbeitsgruppe ( 1981 ) ; Müller, W. A. (1981); Erdland, A. (1981); Krümmel, H.-J. (1983); Swo-boda, P. (1985); Keine, F. M . (1986); Degenhart, H. (1987); Professoren-Arbeitsgruppe (1987); Schneider, D. (1987); Kolbeck (1988). [8] Vgl. beispielsweise die Ausarbeitung des Ausschusses für Bankenbestimmungen und -Überwachung (1986): Die Be-handlung nicht bilanzwirksamer Risiken der Banken aus der Sicht der Bankenaufsicht, Basel (BIZ) 1986 und die umfassende Studie der Studiengruppe der BIZ in: Bank for International Settlements (1986). Der Ausschuß wurde 1974 von den Zentralbankgouverneuren der Länder der Zehnergruppe sowie der Schweiz ins Leben gerufen und nach dem jeweiligen Ausschußvorsitzenden zuerst als Blunden- und dann als Cooke-Committee bezeichnet. Vgl. Hagedorn, D. (1980), S. 35 ff. [9] Vgl. Bank of England ( 1987): Convergence of Capital Ade-quacy in the UK and US, London, 8. Jan. 1987. [10] Vgl. zu den inhaltlichen Vorschlägen und zur Bewertung des Konsultationspapiers Lührig (1988). [11] Eigenkapital-Empfehlung (1988), S. 1. [12] Eigenkapital-Empfehlung (1988), S. 1. [13] Diese Einschätzung orientiert sich am Stand der Verab-schiedung der Eigenmittelrichtlinie durch den europäi-schen Ministerrat im Dezember 1988. Die Eigenmittel-richtlinie ist in diesem Verfahrenstand so formuliert, daß vor allem bei der Anrechnung der Haftsummenzuschläge der Genossenschaftsbanken und bei der Behandlung gegen-seitiger Bankbeteiligungen den deutschen Wünschen Rech-nung getragen worden ist. [14] Zur Entwicklung der Bankrechtskoordinierung in der EG 493 
vgl. Claroni, P. (1984), S. 199 ff. und Traber, U. (1988), S. 352 ff. [15) Vgl. auch den Jahresbericht 1987 des Deutschen Sparkas-sen- und Giroverbandes, Bonn 1988, S. 57. [16] Eigenkapital-Empfehlung (1988), S. 2. [17) Danach sollen die eigenen Mittel dieser Kreditinstitute (auf konsolidierter Basis) mindestens 8% ihrer mit den jeweili-gen Risikofaktoren gewichteten Aktivpositionen und Even-tualverbindlichkeiten ausmachen. Die Mindestquote von 8% wird auch im Vorschlag für die EG-Richtlinie für einen Solvabilitätskoeffizienten aufgegriffen, gleichzeitig aber auf ihre Vorläufigkeit hingewiesen. Ein definitiver Wert werde erst nach Auswertung einer im ersten Halbjahr 1988 zu erstellenden Statistik vorgeschlagen. Vgl. Fußnote ( 1 ) zu Artikel 9 des Richtlinienvorschlags für einen Solvabilitätsko-effizienten (1988) sowie im übrigen Abschnitt 5 dieser Arbeit. [18] Im folgenden wird stets auf die Eigenkapital-Empfehlung (1988) Bezug genommen. Zu einer Synopse der Eigenkapi-talbegriffe unter Einbeziehung weiterer Vorschläge und Regelungen vgl. Follak, K. P. (1988). [19] In der deutschen Übersetzung des Cooke-Berichts wird das Kernkapital auch als eigentliches Eigenkapital bezeichnet. Schulz, B. (1989) verwendet die Begriffe »hartes« und »weiches« Eigenkapital. [20] Zur Ableitung dieser Eigenkapitalfunktionen aus den bank-aufsichtlichen Sicherungszielen vgl. Krümmel, H. J. (1985), S. 190 ff. [21] Zum Ausgleich laufender Verluste müßten die anrech-nungsfähigen Eigenkapitalbestandteile zumindest einge-zahlt und ergebnisabhängig sein. Zum Aufbau eines Risiko-deckungspotentials zur Verhinderung einer Überschuldung wären diese Erfordernisse dagegen nicht zwingend. Not-wendig wäre aber in diesem Falle eine Nachrangabrede. Die in Deutschland bis zur KWG-Novelle von 1984 geführ-te Diskussion um den Haftungs- und den Haftsummenzu-schlag sowie um das freie Vermögen vollhaftender Gesell-schafter bekäme bei einem solchen zweigeteilten Siche-rungsziel neue Ansatzpunkte. Zur Diskussion einzelner Ei-genkapitalbestandteile im Hinblick auf ihre Ausgleichsfunk-tion in den beiden Situationen vgl. Krümmel, H. J. (1985), S. 190 ff. [22] Degenhart, H. ( 1987), S. 83 spricht sich generell gegen eine Unterscheidung von primärem und sekundärem Eigenkapi-tal aus. Eine solche Unterscheidung kann aber m. E. durch-aus sinnvoll sein, wenn dies an unterschiedlichen Zielen, z .B. dem Ausgleich laufender Verluste und der Deckung von Verlusten im Zerschlagungsfall anknüpft. [23] Das folgt aus dem Ansatz des höheren Höchstrisikoanteils von 8%. [24] Deutsche Bundesbank (1985): Die Novellierung des Kredit-wesengesetzes, S. 40. [25] Ebenda; vgl. auch Möschel, W . (1985), S. 209ff. [26] Vgl. Eigenkapital-Empfehlung (1988), Fußnote 3, S. 5. [27] Krümmel, H. J. (1983), S. 71; vgl. ähnlich Bauer, J. (1984) und Krumnov,J. (1988a). [28] Zu den kontroversen Ansichten über die Notwendigkeit stiller Reserven bei Kreditinstituten vgl. Süchting, J. ( 1981 ), S. 207ff., Erdland, A. (1981 ), S. 357ff. sowie Köllhofer, D. (1986), S. 552 ff. [29] Zu den Möglichkeiten der Legung stiller Reserven nach der 
EG-Bankbilanzrichtlinie vgl. Bauer, W.-D. (1987), Fandré, B. F. ( 1987), Bieg, H. ( 1988) und Krumnow, J. ( 1988b), S. 302 ff. [30] Vgl. O . V . , Poker ums Eigenkapital, in: Börsen-Zeitung v. 2 3 . 3 . 1989, S. 1. [31] Krumnow (1988c). [32] Im Konsultationspapier ( 1987) wird dieses Schema auch für die Bewertungsreserven von Immobilien vorgeschlagen. Der Ausschuß hat dann aber die latenten Reserven auf-grund der Unterbewertung von Grundstücken und Gebäu-den nicht in die Neubewertungsrücklage aufgenommen. [33] Eigenkapital-Empfehlung ( 1988), Anlage 1, S. 3. [34] Eigenmittel-Empfehlung ( 1988), S. 8. [35] Richtlinie des Rates vom 8.12. 1986 über den Jahresab-schluß und den konsolidierten Abschluß von Banken und anderen Finanzinstituten, in: Amtsblatt der EG v. 31 .12. 1986, S. 1-17. [36] Forster (1988), S. 10. [37] Gegenteiliger Auffassung ist Bieg (1988), der die Ansicht vertritt, daß das zusätzliche, offen in der Bilanz auszuwei-sende Haftungskapital keinesfalls dem haftenden Eigenka-pital nach § 10 KWG zugeschlagen werden dürfe, weil dadurch gerade die Übernahme weiterer Risiken ermög-licht würde (S. 159). [38] Eigenkapital-Empfehlung ( 1988), Anlage 1, S. 4. [39] Wesentlich ist in diesem Zusammenhang natürlich die steuerliche Behandlung der Genußscheine. »Sämtliche heute am Markt befindlichen Genußscheine sind so konzi-piert worden, daß die Ausschüttung körperschaftsteuerlich als Betriebsausgabe, das Genußscheinkapital vermögen-steuerlich bei der Einheitsbewertung des Betriebsvermö-gens als Betriebsschuld behandelt wird.« Wassermann, P. (1988), S. 630. Die Steuerbehörden beurteilen Genußrech-te zunehmend nach ihrer Ausstattung. »So wurde im Falle einer unbegrenzten Laufzeit und fehlender Gläubigerkün-digung die Abzugsfähigkeit als Betriebsausgabe nicht mehr anerkannt.« Wassermann, P. (1988), S. 631. [40] Eigenkapital-Empfehlung ( 1988), Anlage 1, S. 5. [41] Zu anderen Ausgestaltungsformen der nachrangigen Ver-bindlichkeiten, auf die diese Beurteilung nicht zutreffen würde, vgl. die Vorschläge der Professoren-Arbeitsgruppe (1981 ),S. 23 ff. [42] Bardos, J. (1987-88), S. 30. [43] Eigenkapital-Empfehlung (1988), S. 10. [44] Eigenkapital-Empfehlung (1988), S. 9. [45] Das Zinsänderungsrisiko und andere Geschäftsrisiken (An-lagerisiko, Wechselkursrisiko) der Banken sollen in der vorgeschlagenen Norm vorerst nicht berücksichtigt wer-den. [46] Es wird jeder Bankaufsichtsbehörde freigestellt, welche Ge-wichtungsfaktoren für die nicht zentralen Institutionen des öffentlichen Sektors vorgegeben werden. [47] Vgl. Deutsche Bundesbank, Ein Vorschlag für eine interna-tionale Eigenmittelnorm der Kreditinstitute ( 1988), S. 38. [48] Krumnow, J. (1988a). [49] Eigenkapital-Empfehlung (1988), S. 16, Fußnote 4. [50] Eigenkapital-Empfehlung (1988), S. 16. [51] Für eine detaillierte Einschätzung der mit den nicht bi-lanzwirksamen Positionen verbundenen Risiken vgl. die Ausarbeitung des Ausschusses für Bankenbestimmungen und -Überwachung, Die Behandlung nicht bilanzwirksamer 494 DBW49(1989)4 
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Risiken der Banken aus der Sicht der Bankenaufsicht, Basel 1986. [52] Traber, U. (1988), S. 356. [53] Vgl. Eigenkapital-Empfehlung (1988), Anlage 3, S.3, Fuß-note 3. [54] Zinskontrakte umfassen Zinsswaps auf der Basis einer einzi-gen Währung, »basis swaps«, »forward rate agreements«, Zinsterminkontrakte, erworbene Zinsoptionen und ähnli-che Instrumente. [55] Währungskontrakte umfassen Zins- und Währungsswaps, Devisenterminkontrakte, Währungs-Futures, erworbene Devisenoptionen und ähnliche Instrumente. Kontrakte mit einer ursprünglichen Laufzeit von bis zu 14 Kalendertagen sind ausgenommen. [56] Da bei den ausgesprochenen zins- und währungsbezogenen Geschäften »im allgemeinen die meisten Teilnehmer an diesen Märkten, vor allem bei langfristigen Kontrakten, erste Adressen sind, wurde vereinbart, daß bei jenen Ge-genparteien, die normalerweise eine Gewichtung von 100% erhielten, eine Gewichtung von 50% angewendet werden kann«. Eigenkapital-Empfehlung (1988), Anlage 3, S. 6. Diese »geschäftsbezogene Sonderbehandlung« ist ge-genüber dem sonstigen Bewertungsschema nicht konse-quent, weil hier aus der Teilnahme an einem Markt auf eine besondere Solvenz des Teilnehmers zurückgeschlossen wird. [57] Eigenkapital-Empfehlung ( 1988), Anlage 3, S. 5f. [58] Diesen gemeinsamen Mindeststandard sollten die interna-tionalen Banken der im Ausschuß vertretenen Länder bis Ende 1992 erreicht haben. Bis Ende 1990 muß eine Zwi-schennorm von 7,25% erfüllt werden. [59] Vgl. Rudolph (1989), S. 404 ff. 
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